
Bundeseozialgericht

Az„: 70 RV 516/71 1 m N a m e n d e e V o l k e s
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U r t e i l

in dem Reontsstreit

Verkündet am
4‚ Mai 7972

o o o o o o o o o o o u a c o o o a o o o o |:

Klägerin und Revisionsheklagte‚‘

Prozebbevollmächtigter: ° ° „ „ „ „ o u „ „ „

g e g e n

Beklagte und Revieionsklägerin,

Beigeledene: „ „ „ o „ „ „ „ „ ° „ „ „ o „ °

Revieionskl'äg‘erin°

Der 100 benat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 40 Mai 7972 durch

Bundesrichter Dr„ B r o c k e

— Vorsitzender —?
Bundesrichter ’ Dr° B u r d e n s k i ?
Bundesrichter H e n n i g 9
Bundessozialrichter M e c k s unde

Bundeesozialrichter S t e f f e n

für Recht erkannt;

Die Revisionen der Beklagten und der Beigelade—
nen gegen das Urteil des Landeesozialgerichts
Bremen vom 180 Mai 7971 werden als unbegründet
zurückgewiesen„

Die Beklagoe und die Beigeladene haben der
Klägerin auch die außergerichtlichen Kosten
des Revisionsverfahrens als Gesamtschuldner
zu erstatteno
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Die Klägerin begehrt die Gewährung einer Elternteilrente

nach ihrem ältesten Sohn Arno, welcher im Februar 1945 als

deutscher Soldat gefallen ist° 1948 wanderte die Klägerin

mit ihrer Familie nach den Vereinigten Staaten von Amerika

aus° 1951 erwarb sie die amerikanische o‘taatsbiirgerschaft°

.5eit 1958 bezieht sie eine Rente aus der Social Security,

die ab 1° Februar 1968 104,90 us„ß betrug°

Den Antrag der Klägerin vom 150 Juni 1962 auf Gewährung

von Elternrente lehnte die Beklagte im Bescheid vom 13°

August 1962 ab, weil die Einkünfte der Klägerin den Be—

trag der vollen Elternrente von 100,7— DM monatlich über—1

stiegen„ Die Beklagte legte bei der Anrechnung der Rente

aus der Social Security den amtlichen Umrechnungskurs von

1:4 zugrundeo Das nach erfolglosem Widerspruch (Bescheid

vom 10 Juli 1963) eingeleitete Klageverfahren beendeten—

die Beteiligten durch Annahme eines gerichtlichen Ver—

gleichsvorschlags, wonach sich die Beklagte bereit er—

klärte zu prüfen9 ob der Klägerin nach dem Zweiten Neue

ordnungsgesetz zum Bundesversorgungsgesetz (2° NOG) eine“

Elternrente gewährt werden könne, und sich ferner bereit

erklärte, der Klägerin hierüber einen neuen rechtsmittel—

fähigen Bescheid zu erteileno Die Klägerin ließ ihre

Ansprüche für die Zeit vor dem 1„ Januar 1964 fallen°

In dem Bescheid vom 22„ Dezember 1966 lehnte die Beklagte
einen Anspruch der Klägerin auf Elternrente auch für die
Zeit ab 1° Januar 1964 ab, weil die valutarisch umgew
rechnete amerikanische Rente der Klägerin immer noch einen
die Elternteilrente übersteigenden DN—Betrag ergebe° Die
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Gewährung eines Härteausgleichs nach @ 89 BVG komme wegen

der Höhe des Binkommens‘ebenfalls nicht in Betracht„ Den

Widerspruch der Klägerin wies die Beklagte im Bescheid

vom 169 Juni 1967 zurück° ' — ;_ q17 ‚

Das Sozialgericht (SG) hat im Urteil vom 260 November 1968
die angefochtenen Bescheide teilweise aufgehoben und die

Beklagte verurteilt, der Klägerin ab 1„ Januar 1967 Eltern—

rente zu zahlen; im übrigen hat es die Klage abgewiesen„

Das SG hat die Auffassung vertreten‚ daß seit Inkraft—

treten des 20 NOG (1° Januar 1964) die valutarische Umrech—

nung der im Ausland erzielten Einkünfte nicht mehr rechtens

sei, sondern für die USA von einem Verbrauchergeldwert von
1 ß : 2,50 DM auszugehen seio Hiernach errechne sich für

die hlägerin zwar bis zum 51° Dezember 1966 kein Zahlbetrag,

wohl aber vom 1° Januar 1967 an in Höhe von monatlich 6‚w DM

und vom 10 Januar 1968 an in Höhe von monatlich 19‚—— ;Dlvi°
- ' 3 : .1

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Bundesrepublik
Deutschland beigeladen und auf die Berufung der Beklagten

mit Urteil vom 180 Mai 1971 die Entscheidung des BG dahin

abgeändert„ daß die Beklagte verpflichtet wird? bei der Be—

rechnung der Blternrente der Klägerin die vom Statistischen

Bundesamt für die Vereinigten Staaten von Amerika ermittel—

ten Verbrauchergeldparitäten (Deutsches Schema) zugrunde zu

legen und der Klägerin hierüber einen neuen Bescheid zu

erteilen„ Im übrigen hat das LSG die Berufung zurückgewie—

seno Das LSG hat seine Entscheidung auf die Vorschrift des

& 64 c Abso 1 BVG idF des 20 NUG gestützt und ausgeführt,
diese vom früheren Rechtsaustand abweichende ■egelung bee

zwecks die Gleichstellung der Berechtigten im In— und Aus—

land hinsichtlich der Anrechnung von Einkommen„ Dieses

Ziel sei mit einer Umrechnung nach dem Devisenkurs dann

_ 4 _
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nicht zu erreichen, wenn deren Ergebnis in einem offen—

sichtlichen Mißverhältnis zum Wert der Einkünfte steheo

Dies werde besonders deutlich, wenn — wie im vorliegenden

Fall — das ausländische Einkommen nach dem Devisenkurs

die im BVG festgelegten Einkommensgrenzen einerseits weit

überschreite, das Einkommen andererseits aber erheblich

unter dem Existenzminimum des Betreffenden liege° Nach
einer Auskunft des Generalkonsulats der Bundesrepublik

Deutschland in New York habe das Existenzminimum für eine

alleinstehende Person im Staate New York im Jahre 1969

bei 180‚ß gelegen, Die Rente der Klägerin habe zu dieser

Zeit aber nur 104,90 [3 betragen,

Für die Umrechnung könnten daher nur die effektiven Ver—
brauchergeldparitäten in Betracht kommen, wie dies von

der Beklagten selbst im Rahmen des 9 89 BVG praktiziert
werde und dies auch der Verwaltungspraxis des Wiedergut—

machungsrechts entsprecheo Allerdings könne dabei nicht

der vom SG aus dem Wiedergutmachungsrecht entnommene Um—

rechnungskurs von 1:2,50 zugrunde gelegt werden, weil

dieses Umrechnungsverfahren auf einer Absprache zwischen

den Bundesländern beruhe und der sich aus 9 89 BVG erge—

bende Anspruch, bei dem diese Umrechnung ebenfalls ange—

wandt werde, eine ■rmessensleistung sei, Im vorliegenden

Fall sei vielmehr von den Werten auszugenen, wie sie vom

Statistischen Bundesamt im wissenschaftlich anerkannten

Kaufkraftvergleich jährlich festgestellt würden° Als

Umrechnungsmethode sei dabei vom sogo Deutschen Schema

auszugehen, nach welchem der inländische und der ausländi—

sche Preis für eine den deutschen Nerbrauchergewohnheiten

entsprechende Warenmenge gegenübergestellt würden, so daß

sich dabei die Kaufkraft der ausländischen Währung für

eine deutsche Familie ergäbe, die ihre deutschen Lebens»

gewohnheiten im Ausland fortsetze,
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Nach diesem Schema errechne sich für die Klägerin lediglich

für Januar 1968 und vom 7„ Januar 7969 an eine Elternteil—

rente, und zwar in Höhe von 17,—— bzwo 3,»— DM, weil in

den Jahren 7967 bis 1969 die Verbrauchergeldparität von

1 Us■ß : 2,77, 364 bzw„ 2,58 DM betragen habe°

Das LSG hat die Revision zugelassen„

Gegen dieses Urteil haben die Beklagte und die Beigeladene

Revision eingelegto Sie rügen eine Verletzung des 9 64 c
Abs„ 1 BVG und berufen sich übereinstimmend insbesondere

auf die Bntstehungsgeschichte dieser Vorschrift°v Danach
sollte nur geregelt werden, daß nur solche ausländischen

Leistungen, die hinsichtlich der Einkunftsggt mit Einkünften
i°S„ der Durchführungsverordnung (DVD) zu % 33 BVG vergleich—
bar sind, entsprechend zu berücksichtigen seieno Zur Frage

ihrer Umrechnung in DM_Beträge enthalte @64 c Abs„ 7 BVG
jedoch Keine Aussage; Härten, die sich bei der Umrechnung

nach dem amtlichen Devisenkurs ergäben, sollten nur über

9 89 BVG uucgq■ichcn werdeno Sie weisen zur begründung ihrer

Auffassung ferner auf die Begründung der Bundesregierung in

Bundesrats—Drucksache 789/63, das Protokoll der 26; Sitzung

des 22° BTwnusschusses vom 70 November 19637 Sa 12, 14 und

auf den Bericht dieses Ausschusses in BT—Druckso IV/7837

55 10 hing

Die Auffassung des LSG ließe sich auch nicht auf die ähnlie

chen Regelungen des Wiedergutmachungsrechte stützen, weil

es sich dort um Sonderhestimmungen zugunsten Verfolgter han“

dele„ Die Umrechnung nach der Verbrauchergeldparität be—

günstige im übrigen nur einen Teil der im Ausland lebenden

Kriegsopi‘er° Bei jenen nämlich? die keine ausländischen

Einkünfte hätten9 käme nach @ 64 d Abso ? BVG für die Zahlung

der Versorgungsbezüge nur die Valutarische Umrechnung in Be»
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trachto Außerdem'mübte nach dem angefochtenen Urteil

der naufkraftvergleich selbst dort angestellt werden,

wo sich auch nach dem Devisenkurs keine Besonderheiten

ergabeno Das LSG habe ferner verkannt, daß durch die

Versorgungsbezüge dem einzelnen Berechtigten kein be—

stimmter Lebensstandard garantiert werde„ Dieser Ge—

danke müsse daher auch bei der Frage der Umrechnungs—

methode außer Betracht bleiben9 selbst wenn man die für

die Kriegsopferfürsorge geltende Vorschrift des 9 64 b

Abs° 4 Satz 1 BVG auf Fälle der vorliegenden Art entspre—

chend anwenden wolltea Sollte man gleichwohl zu einem

Kaufkraftvergleich kommen7 dann müßte jedenfalls das sog()
Amerikanische Schema angewendet werden7 das auf den Preis—

vergleich für eine nach amerikanischen Lebensgewohnheiten

zusammengestellte Warenmenge abstelle°

Das LSG habe schliemlich zu Unrecht auf die Verwaltungs—(

regelungen im Wege des Härteausgleichs nach 5 89 BVG

Bezug genommen° Das dort angenommene Umrechnungsverhält—

nis von 1:2,50 sei lediglich eine Hilfsgröße zur Berech—

nung eines &?aus0hälbn Härteausgleichs für Kriegsopfer\

in USA und Kanada„ Es könne der Beklagten und der Beige—

ladenen nicht entgegengehalten werden‚ sie hätten von

sich aus allgemein die Verbrauchergeldparität berücksich—

tigt°

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

unter Aufhebung der Urteile des LSG Bremen vom

180 Mai 7971 und des SG Bremen vom 260 November

1968 die Klage abzuweisen„ ’

Die Beklagte beantragt ferner hilisweise,

das Urteil des LSG Bremen aufzuheben und den

Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ente

scheidung an das LSG zurückzuverweiseno
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Die Klägerin beantragt? die Revision "zu verwerfen“o

Sie beruft sich auf die Gründe des angefochtenen Urteils
und nimmt Bezug auf ihr Vorbringen in den Vorinstanzen°

{ -
"

.1_ ‘ ‘
‚

{

Die vom LSG zugelassenen Revisionen sind form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden; sie sind daher

zulässig (éä 162 Absc 1 Nro 1, 164‚ 166 Sozialgerichtsge—

setz — SGG „)° In der Sache konnten sie jedoch keinen
Erfolg habeno

Im Streit befindet sich der von der Klägerin erhobene

Anspruch auf Elternrente nur für die Zeit vom 10 Januar

1967 an° Soweit das SG hinsichtlich des von der Klägerin

für die Zeit vor dem 13 Januar 1967 geltend gemachten An—

spruchsauf Elternrente die Klage abgewiesen hat‚ ist diese

Entscheidung rechtskräftig? weil die Klägerin hiergegen

keine Berufung eingelegt hat° Somit ist im Revisionsver—

fahren nur noch darüber zu entscheiden, ob der Anspruch

der Klägerin auf Elternrente nach den Vorschriften des BVG

idF des 3„_Neuordnungsgesetzes vom 289 Dezember 1966 — BGBl

I So 750 — (3° NOG) begründet ist„

Das LSG ist zutreffend davon
ausgegangen9 daß die Klägerin

dem Grunde nach Anspruch auf Eltérnrente gem° 99 49 Abs° 1,

50 BVG hat; insoweit besteht auch zwischen den Beteiligten

kein Streit° Zwischen den Beteiligten ist nur noch strei—

tig, in welcher Weise das von der Klägerin erzielte auslänw

dische, auf die Elternrente anzurechnende Einkommen in DM

umzurechnen ist° Das LSG hat zutreffend entschieden? das

für die Berechnung der Elternrente der Klägerin bei der Um—

rechnung ihrer Einkünfte aus der Social Security die vom
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Statistischen Bundesamt für die USA ermittelten Verbraucher—

geldparitäten zugrunde zu legen sind, und zwar nach dem
Deutschen Schema„ Bei dieser amerikanischen Rente handelt

es sich um Einkünfte? die nach Maßgabe von 99 57 Abso 4,
55 BVGiVm 9 1 Abso 3 der DVOzu 9 33 BVGauf die Eltern—
rente anzurechnen sind;denn die Social Security stellt ein

Rentenversicherungssystem der, das nach seinem Sinn und

Zweck weitgehend mit der deutschen gesetzlichen Rentenver—

sicherung übereinstimmt (vgl° BGH in NJW e RzW — 1961, 180;

BSGvom 10„2° 1972 —8 RV 527/7 —)„ '

Aus den im BVG enthaltenen Anrechnungsvorschriften, insbe—

sondere aus dem @ 33 BVG ergibt sich allerdings noch nicht?

in welcher Weise die Umrechnung der amerikanischen Rente

in die deutsche Währung zu erfolgen hat, weil jene Vers

schriften grundsätzlich diejenigen anzurechnenden Einkünfte

betreffen, die von den im Geltungsbereich des BVG wohnenden

Kriegsopfern erzielt werdeno Da diese Einkünfte aber

regelmäßig in DM erzielt werden’ bedurfte es bei den allge—

meinen Anrechnungstorschriften keiner Umrechnungsregelung

für derartige Einkünfteo Die Klägerin bezieht Jedoch im

Ausland Einkünfte in fremder Währung? so daß hinsichtlich

der Umrechnung dieser ausländischen Einkünfte in DM auf

die für die Versorgung der Kriegsopfer im Ausland insoweit

bestehende Regelung zurückgegriffen werden muß (99 89 64 ff
BVG)„ Bei der Versorgung der Kriegsopfer im ausland geht

das Gesetz grundsätzlich von zwei verschiedenen Personen—

gruppen ausy wie sich aus 9 64 Abs„ 1 BVG einerseits und

dessen Abs° 2 andererseits ergibt° Nach Abso ? dieser

Vorschrift erhalten Deutsche und deutsche Volkszugehörigea

die ihren Wohnsitz in Staaten haben9 mit denen die BRD

diplomatische Beziehungen unterhält, Versorgung wie Be—

rechtigte im Geltungsbereich des BVG‚ soweit die 99 64 a

bis 64 f BVG nichts anderes bestimmen„ Demgegenüber ruht

der Anspruch auf Versorgung von Kriegsopfern gem° @ 64
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Abso 2 BVG, die-ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt

nicht im Geltungsbereich des BVG haben und nicht unter Abso1

fallen° Ihnen kann mit Zustimmung des Bundesministers für

Arbeit und Sozialordnung (BMA) Versorgung in angemessenem
Umfang gewährt werden° Wird Versorgung gewährt, so ist sie

nach Art, Höhe und Dauer festzulegen„ Aufgrund dieser Er—

mächtigung hat der BMA ua für die Vereinigten Staaten von
Amerika bestimmt, daß ehemalige Deutsche die Elternrente

nach den Sätzen und Regelungen des BVG idF des 30 NOG erhal-

ten (Vgi„ Rdschr° des BM vom 20„6„1967 __V/1—5190J9 _
2199/67

— in BVBl 1967 SD 106 Nr„ 51 und Aufstellung A hierzu
in BVBl 1967 5° 113; vglo ferner Abschno 59 insbesondere Nrno
4; 17, 18 der Regelungen des BMA für die Versorgung von Kriegs»

opfern im Ausland auf Grund des 30 NOG (Richtlinien 1967) vom
1„ August 1967 (MinBlo Nordrhein—Westfalen 1967 501582 ff) )„

Der 8„ Senat des BSG hat in Seiner Entscheidung vom 10°

Februar 1972 e 8 RV 521/71 —hinsichtlich der Umrechnungaus_
ländischer Einkünfte von deutschen Kriegsopfern‚ die ihren

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Staaten haben, mit

denen die BRD diplomatische Beziehungen unterhält'— also der

unter @64 Abs„ 1 BVG fallenden Personen —, mit ausführlicher
Begründung ausgesprochen, daß deren Einkünfte nicht nach nem
Devisenkurs, sondern nach der Verbrauchergeldparität (Deut—

sches Schema) umzurechnen sind, wenn "besondere" Verhältnisse

des Aufenthaltsstaates dies erfordern, daho, wenn ein krasses

Mißverhältnis zwischen Devisenkurs und Kaufkraftwert besteht°

Er hat diese Auffassung insbesondere aus der in 5 64 c Abso1

BVG getroffenen Regelung entnommen? nach welcher bei der

Feststellung der Versorgungsbezüge ausländische Einkünfte

"wie vergleichbare inländische Einkünfte berücksichtigt"

werden° Diese Vorschrift sei — so hat der 8° Senat des BSG

ausgeführt — nicht einschränkend dahin auszulegen, dam auslän«

dische und inländische Einkünfte allein nach der "Einkunftsart"
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gegenüberzustellen seien, Vielmehr müsse nach Wortlaut,

Sinn und Zweck sowie dem Zusammenhang, in welchem der

9 64 c Abs° ? BVG im Rahmen der Versorgung der Äriegsopfer
im Ausland stehe, geschlossen werden, daß die ausländischen

Einkünfte auch hinsichtlich des Geldwertes vergleichend

den inländischen Einkünften gegenüberzustellen seien„

Ergebe eine Gegenüberstellung beider Einkünfte nach dem

Devisenkurs und nach dem Kaufkraftwert der ausländischen

Währung ein grobes Mißverhältnis, so müsse der Kaufkraft—

wert zur Umrechnung herangezogen werden? weil erst bei

einer solchen Umrechnung die ausländischen Einkünfte ihrem

Geldwert nacn bei der Anrechnung auf einkommensabhängige

Rententeile den inländischen Einkünften "vergleichbar"

seien° Diese vom 8° Senat des BSG vertretene Auffassung

wird auch vom erkenncnden Senat geteilt9 wobei auf die

von der Beklagten und der Beigeladenen dagegen erhobenen

Einwendungen noch später einzugehen isto Sofern die Klä»

gerin also noch Deutsche ist, somit zu dem in 9 64 Abs:) 7

BVG bezeichneten Personenkreis gehört, ist davon auszu—

gehen, daß die von ihr in USA erzielten Einkünfte aus der

öocial Security nach dem Kaufkraftwert (Deutsches Schema)

umzurechnen und in der in dieser Weise errechneten Höhe

auf den Grundbetrag der Elternrente anzurechnen sind„

Das LSG hat allerdings keine Feststellungen getroffen,

aus denen ersichtlich ist, ob die Klägerin? die im Jahre

7957 amerikanische Staatsbürgerin geworden ist‚ noch

Deutsche ist, also von dem ihr nach 9 25 Abs„ 2 des Reichs—

und ötaatsangehörigkeitsgesetzes (RuötAG) vom 220 Juli

79?3 (BGBl So 583} in der geltenden Fassung (vgl° 8931 III

Nr„ 702 _ ?) zustehenden Re0nt Gebrauch gemacht hat? die

Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen Staatsangehörig—

keit vor Erwerb der ausländischen Staatsangehörigkeit

einzuholeno Dies kann jedoch dahinstehen‚ denn selbst
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wenn die Klägerin mit dem Erwerb der amerikanischen

Staatsangehörigkeit ihre deutsche Staatsangehörigkeit

gemäß @@17 Nr„ 2, 25 Abso 1 RuStAG verloren hat, so
ändert sich an dem Ergebnis der hier zu entscheidenden

Frage nichts° Allerdings hat die Klägerin in diesem

Fall keinen Rechtsanspruch auf Auslandsversorgung game
$ 64 Abso 1 BVG° Vielmehr steht ihr dann die Eltern—
rente aufgrund des % 64 Abso 2 BVG zu; diese Versorgungs—

leistung ist aber eine Leistung, deren Gewährung im Ermes—

sen der Versorgungsbehörde liegt° Dies ergibt sich ein“

deutig aus dem Wortlaut des 5 64 Abs° 2 Satz 2 BVG, nach
welchem dem in 9 64 Abs° 2 Satz 1 BVG bezeichneten Per—

sonenkreis, dessen Versorgungsanspruch grundsätzlich ruht,

Versorgung "in angemessenem Umfang" gewährt werden "kann"o

Aufgrund des der Versorgungsbehörde in @ 64 Abs„ 2 Satz 2
BVG gewährten Ermessens kann sie die Auslandsversorgung

versagen oder bewilligen und im Falle der Bewilligung den

Umfang der Versorgung bestimmen° Wird jedoch Versorgung

gewährt, so ist sie nach Art, Höhe und Dauer festzulegen

(@ 64 Abs° 2 Satz 3 BVG)° Von diesem Ermessen hat die Ver»

sorgungsbehörde Gebrauch gemacht und w für den Geltungs—

bereich des 3° NOG% in den Richtlinien 1967 (aaO) die
Auslandsversorgung im einzelnen geregelto Wenn in Nr059

dieser Richtlinien jedoch vorgesehen ist, daß ausländi—

sche Einkünfte nach dem amtlichen Devisenkurs umzurechnen

sind, so ist diese Regelung unwirksam, denn die Frage,

wie ausländische Einkünfte bei der Feststellung der Ver—

sorgungsbezüge zu berücksichtigen sind, unterliegt nicht

dem Ermessen der Versorgungsbehörde° Der Umfang eines

einer Verwaltungsbehörde gesetzlich eingeräumten Ermes«

sens kann verschieden sein° Abgesehen von dem sogenanne

ten "freien" Ermessen ergibt sich sein Umfang regelmäßig

entweder aus dem Gesetz selbst oder aus dem vom Gesetz

— 12 —
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mit der Gewährung des Ermessens an die Verwaltungsbehörde

gewollten Zweck; hier ist die Verwaltungsbehörde ver—
pflichtet, das ihr eingeräumte Ermessen "pflichtgemäß",

also dem Gesetz entsprechend, auszuüben (siehe dazu 9 54

Abs° 2 Satz 2 SGG)O Eine derartige Bindung der Verwaltung
bei Ermessensentscheidungen durch den Wortlaut oder den

Zweck der Ermächtigung kann bis zur Verpflichtung der

vollen Befriedigung eines Anspruchs führen (siehe dazu

auch BSG 26, 746, 148 mit weiteren Nachweisen; BBG in

SozR Nm° 21‚ 27, ze zu 9 784 EVO)°

Der Umfang der in 9 64 Abso 2 BVG zur Gewährung von Aus“

landsversorgung erteilten Ermächtigung wird in verschie—

dener Weise näher gekennzcichneto Sofern von dem Grund—

satz des Ruhens der Versorgungsansprüche abgesehen wird,

ist Versorgung "in angemessenem Umfang" zu gewähren;

hierbei muß sie "nach Art? Höhe und Dauer" festgelegt

werden (@ 64 Abs° 2 Sätze 2 und 3 BVG)° Eine Einschänkung

oder Entziehung der so gewährten Versorgung steht wiederum

nicht im "freien Ermessen" der Versorgungsbehörde; Viel—

mehr kann sie nur "aus besonderen Gründen wieder einge—

schränkt oder entzogen werden" (@ 64 Abs„ 2 vorletzter
"ats BVG)„ Wenn in @ 64 Abso 2 Satz 3 BVG davon gespro—

chen wird, daß die Versorgung "nach Art, Höhe und Dauer

‚. C

festzulegen" ist‚ so muß sich diese 3estlegung im Rahmen

einer “angemessenen Versorgung" halten9 was sich aus Wort—

laut, Sinn und Zweck des @ 64 Abso 2 Satz 2 BVG ergibt°

Insoweit sollen offenbar — neben möglichen anderen Ge—

sichtspunkten — soziale oder sozialpolitische Grundsätze

in Betracht gezogen werden; jedenfalls kann dies zwanglos

aus dem Gebrauch der Worte "angemessene Versorgung” gew

schlossen werden° Sind—aber der Ermächtigung zur Gewäh—

rung von "Kann—Versorgung" an den in $ 64 Abs„ 2 BVG be—

zeichneten Personenkreis soziale oder sozialpolitische

...13_„
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Erwägungen nicht fremd, so könnte schon daraus die Schluß—

folgerung gezogen werden‚ dab die in @ 64 Abs„ 2 BVG be—
zeichneten Kriegsopfer hinsichtlich der Berücksichtigung

ihrer Einkünfte in ausländiScher Währung bei der Anrech—

nung auf einkommensahhängige Rentenbezüge sozial den im

Geltungsbereich des BVG wohnenden Kriegsopfern annähernd

gleichzustellen sind, um dadurch die "angemessene Versor—

gung" zu gewährleisten° Das aber würde bedeuten‚ das bei

einem groben Mißverhältnis zwischen dem amtlichen Devisen—

kurs und dem Kaufkraftvergleich von ausländischer zu inlän—

discher Währung die Bestimmung des Devisenkurses als Um—

rechnungsfaktor ermessenswidrig wäreov Dies kann aber letzt»

lich dahinstehen, denn durch die Vorschrift des 9 64 c Abso1

BVG ist das der Versorgungsbehörde nach 9 64 Abs„ 2 Satz 2

BVG eingeräumte Ermessen soweit begrenzt worden? daß die

Frage der Art der Umrechnung auf die Rente anzurechnender

ausländischer Einkünfte in inländische Währungseinheiten

dem Ermessen überhaupt entzogen werden isto

Der 9 64 c Abs° 1 BVG, der sich nach seiner allgemein ge—
haltenen Überschrift mit der "Anrechnung von Einkünften"

befaßt, betrifft nicht etwa nur die Berücksichtigung aus—

ländischer Einkünfte im Rahmen der Gewährung von Auslands—

vers0rgung als "Rechtsanspruch” der nach 9 64 Abs° 1 BVG

berechtigten Personen, sondern erfawt nach seinem Wortlaut

die Berücksichtigung ausländischer Einkünfte aller zu ge—

währenden Versorgungsbezüge, also auch derjenigen, die im

Rahmen des © 64 Abs„ 2 BVG "in angemessenem Umfang" als

Kann—Leistung gewährt werden„ Abgesehen von dem allgemein

gehaltenen Wortlaut des @ 64 c Abs° 1 BVG9 wonach bei der

"Festsetzung der Versorgungsbezüge" ausländische Einkünfte

"wie vergleichbare inländische Einkünfte“ berücksichtigt

werden, wäre es unverständlich, die in dieser Vorschrift

_ 14 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 14 „

vorgesehene Regelung‚ die eine Anrechnung ausländischer

Einkünfte nach objektiven Gesichtspunkten fordert, nur bei

den einkommensabhängigen Rententeilen derjenigen Berech—

tigten anzuwenden, welche einen Rechtsanspruch auf Aus«

landsversorgung gemäß @ 64 Abs° 1 BVG haben, während bei

dem Personenkreis des 9 64 Absq 2 BVG die Anrechnung aus—
ländischer Einkünfte auf die entsprechenden Versorgungsbe—

Züge und damit die Vergleichbarkeit der ausländischen Ein”

künfte_mit inländischen Einkünften in das Ermessen der
Versorgungsbehörde gestellt wirdo Für eine derartige

unterschiedliche Behandlung der Berücksichtigung auslän—

discher Einkünfte beider Personenkreise ist jedenfalls

ein rechtlicher oder innerer Grund nicht zu ersehen() Ist

aber davon auszugehen? dam die Vorschrift des % 64 C Abso?

BVG die Anrechnung von ausländischen Einkünften aller (in
$ 64 Abs° ? und 2 BVG bezeichneten) Empfänger von Auslandsw

versorgung regelt und damit die Bestimmung, wie ausländi—

sche Einkünfte mit inländischen Einkünften zu vergleichen

sind9 dem Ermessen der Versorgungsbehörde nach 3 64 Abso 2

Satz 2 BVG entzogen ist, so folgt daraus„ daß für die Um«

rechnung ausländischer Einkünfte in inländische Währung

zum Zwecke der Anrechnung auf einkommensabhängige Renten—

teile die vom Senat in Übereinstimmung mit der Entschei—

dung des 80 Senats des BSG vom 100 Februar 1972 (8 RV

521/71) für deutsche Anspruchsberechtigte (& 64 Abs„ 1 BVG)

oben entwickelten Grundsätze auch für die in S 64 Abs° 2

BVG bezeichneten Kriegsopfer anzuwenden sindo Das bedeu*

tet im vorliegenden Fall? daß die ausländischen Einkünfte

der Klägerin„ auch wenn sie nicht die deutsche9 sondern

nur die amerikanische Staatsbürgerschaft besitzt und daher

die Elternrente als Ermessensleistung gemäß $ 64 Abso 2 BVG

erhält9 nicht nach dem amtlichen Devisenkurs9 sondern nach

dem Kaufkraftwert des US Dollars (Deutsches Schema) in
inländische Währung unzurechnen sindo
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Diese Auffassung steht nicht im Widerspruch zu früheren

Entscheidungen des erkennenden Senats zur Frage der Um—

rechnung ausländischer Einkünfte (vgl° BBG 15, 1; BSG in
Soz‚Entsch„ 1x/3 @64 Nro 1; Urteile vom 19012„1961 _ 10 nv
187/61 und 10 BV 659/61 —)9 Diese Entscheidungen betrafen
nämlich die Auslandsversorgung von Kriegsopfern nach dem BVG

vor Inkrafttreten des 9 64 c Abs° 1 durch das 20 NOG° Danach
war aber die Auslandsversorgung ganz allgemein in das Ermes—

sen der Verwaltung gestellt (Vgla @64 Abs„ 2 BVG idF des
1° NOG), so daß sie ermächtigt war‚ die AuslandsVsrsorgung

von "im Gesetz selbst nicht genannten Voraussetzungen" (vgl°

BSG 15, 5) abhängig zu machen° Damit war sie aber nach dem
früheren Recht — mangels einer dem 9 64 c Abso 1 BVG ent—

sprechenden Vorschrift — auch befugt‚ die Umrechnung auslän—

discher Einkünfte nach dem Devisenkurs ermes$ensfehlerfrei

anzuerdnen°

Die von der Beklagten und der Beigeladenen gegen die vcm

8° Senat des BSG (aaO) und dem erkennenden Senat vertretene
Auffassung vorgebrachten Bedenken greifen nicht durch° Wenn

es in 5 64 c Absc 1 BVG heißt, daß bei der Festsetzung der
Versorgungsbezüge ausländische Einkünfte wie vergleichbare

inländische Einkünfte berücksichtigt werden9 dann ist für

die von der Beklagten und der Beigeladenen vertretene ein—

schränkende Auslegung, hiermit sei nur die Vergleichbarkeit

hinsichtlich bestimmter Binkunftsarten angesprochen, kein

Raum° Für eine solche Annahme bietet jedenfalls weder die

Gesamtregelung des 9 64 0 BVG einen Anhalt, die grundsätz—

lich alle auch nach sonstigen Vorschriften zu berücksich»

tigenden Binkunftsarten erfassen will? noch der Wortsinn

des 9 64 c Abs° 1 BVG selbsto Vergleichbarkeit mit inläne

dischen Einkünften bedeutet zwar auch Vergleichbarkeit in

der Art der Einkünfte„ Darüber hinaus beinhaltet diese Wenm

dung aber ferner die Notwendigkeit einer inneren Vergleich—
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barkeit, also in bezug auf den Wert dieser Einkünfte zu“

einander (vgl„ auch Ruh in KOV 1964, 66, 69)„ Die Berück—
sichtigung inländischer Einkünfte erfolgt nämlich auch

nach ihrem Wert, der sich dort unschwer in den zahlenmäs—

eigen Geldmengenangaben, z„Bo von Freibeträgen und anre—

chenbaren Beträgen, ausdrücken läßt° Diesem Wert ver—

gleichbar ist das ausländische Einkommen nur in dem Umfang,

in dem es nach seinem inneren Wert die gleiche Wirkung

auf die Höhe der einkommensabhängigen Versorgungsleistung

ausübt° Das kann aber nicht eine abstrakte Bezugsgröße

sein? die wie der amtliche Devisenkurs auch von anderen

Faktoren bestimmt wird, als die Maßeinheit zur individuel»

len Befriedigung von Lebensbedürfnissen° Eine nach dem

Devisenkurs9 also abstrakt umgerechnete ausländische

Einkunft ist daher in diesem Sinne der zahlenmäßig glei—

chen Menge einer inländischen Einkunft nicht ohne weiteres

"vergleichbar"o Davon kann nach Auffassung des Senats

»nur gesprochen werden? wenn ein konkreter Vergleich ange—
stellt, d„h° im Ergebnis‚ wenn die Kaufkraft der beiden

Währungen berücksichtigt wird„ Da es hierbei auf die

Vergleichbarkeit mit entsprechenden ;£gändischen Einkünften

ankommt„ist es folgerichtig, wie auch der 89 Senat (aaO)

entschieden hat, von der Kaufkraft im Inland auszugehen,

also das sow° Deutsche Schema zugrunde zu legen° In diesem

Zusammenhang muß darauf verwiesen werden? dab die Beklagte

nach den ooaa Richtlinien 1967 übrigens selbst so verfährt,

nämlich dann, wenn die valutarische Umrechnung des Wertes

von Sachleietungen zu unbilligen Ergebnissen führen würdeo

Für diesen Fall ist in Nr„ 59 letzter Satz aaO angeordnet9

daß die am Sitz des Auslandsversorgungsamtes maßgebenden

Durchschnittswerte zugrunde zu legen sind° Wenn der BMA

diese Regelung ohne erkennbaren Grund nur auf Sachleistun—

gen beschränkt hat, so ergibt sich daraus jedenfalls‚ daß

er bei Anwendung eines Kaufkraftvergleichs ebenfalls das
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sogo Deutsche Schema für angebracht hält°

Den Bedenken der Beklagten und der Beigeladenen kann auch

deshalb nicht beigetreten werden? weil dem Schriftlichen
Bericht des z1ständigen BTMAusschusses (Vglo BT—Drueks°

1831 8° 10) zu entnehmen ist, dem mit der Regelung des
9 64 c Abs° 1 BVG die Gleichstellung der im Inland und der

im Ausland lebenden Berechtigten bezweckt werden sollte„

Aus dieser vom Gesetzgeber gewollten Gleichstellung ergibt

sich aber zwingend die Notwendigkeit, zum Vergleich der aus*
ländiechen Einkünfte mit inländischen einen Kaufkraftver—

gleich anzustellen, dies um so mehr9 als die valutarische

Umrechnung in Fällen einer merklichen Differenz zwischen

Devisenkurs und Kaufkraft zu einer doppelten benechteiligung

der im Ausland lebenden Versorgungsberechtigten führen würde°

belbst wenn man mit der Beklagten und der Beigeladenen der

Auffassung wäre, daß durch die Versorgungsbezüge dem einzel—

nen Berechtigten kein bestimmter Lebensstandard garantiert

werden soll, kann nicht verkannt werden? dem diese Leistun—

en in bestimmten Grenzen und mit z£l‘° pauschalierenden oderO
G

generalisierenden Maßstäben den tatsächlichen Lebensverhält—

nissen Rechnung tragen sollen° Damit wäre es aber nicht mehr

vereinbar, wenn der Berechtigte zunächst einmal bei der An—

rechnung seiner Einkünfte durch Anwendung eines von deren

tatsächlichen Wert für ihn ungünstig abweichenden Umrech—

nungsmaßstabes (Devisenkurses) benachteiligt würde und wenn

er dann hinsichtlich der zur Auszahlung verbleibenden Leistung

denselben ungünstigen Anrechnungsmodus unvermeidlich (@ 64 d
Abs„ 1 BVG) nochmals hinnehmen müßte° Der weitere Einwand7

die Anrechnung ausländischer Einkünfte nach der Verbraucherw

geldparität begünstige nur einen Teil der kriegsopfer, näm—

lich diejenigen, die solche Einkünfte hätten, greift eben“

falls nicht durch„ Abgesehen davon, das es sich bei der hier
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zur entscheidenden decntsfrage nicht darum handelt, ob

ein bestimmter Kreis von Kriegsopfern ”begünstigt" werden
soll, vielmehr darüber zu entscheiden ist, in welcher

Weise das Gesetz die Anrechnung ausländischer Einkünfte

auf einkommensabhängige Renten oder dehtenteile im Rahmen

der Auslandsversorgung geregelt hat, ist nicht erfindlich,

worin die behauptete Benachteiligung jener Versorgungsbe—

rechtigten liegen soll, die Einkünfte deswegen nicht ange—
rechnet erhalten, weil sie solche Einkünfte nicht erzielen°

Auch der Hinweis der Beklagten und der Beigeladenen auf

den möglichen Ausgleich von erheblichen Benachteiligungen

im Falle valutarischer Umrechnung durch Anwendung der '

Härteregelung des 9 89 BVG rechtfertigt keine andere Ent—

scheidung, Wie schon der 8, Senat (aaO) ausgeführt hat,

ist für @ 89 BVG gar kein Raum, wenn der Berechtigte Ver—

sorgung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften ver—

langen kann° Im übrigen zeigt der vorliegende Fall ge—

rade, daß die Beklagte trotz des von ihr zugrunde gelegten

Devisenkurses eine Härteregelung gem.ä 89 BVG abgelehnt

hat, Daraus wird aber deutlich, daß 9 89 BVG eben nicht

geeignet ist, in Fällen der vorliegenden Art den behaup—

teten Ausgleich zu gewährleisten° ‚ '

Die Beklagte und die Beigeladene gehen schließlich in der

Annahme fehl, sie müßten bei der Umrechnung ausländischer

Einkünfte stets den Kaufkraftvergleich zugrunde legen°

Hierbei wird offenbar übersehen, daß die Anwendung des

Verbrauchergeldwertes (Deutsches Schema) zur Umrechnung

ausländischer Einkünfte auch vom 80 Senat des BSG in

seiner Entscheidung vom 100 Februar 7972 auserücklich auf

die Fälle beschränkt werden ist, in denen ein krasses

Mißverhältnis zwischen Devisenkurs und Kaufkraftwert be—

steht, Gleichermaßen greift der Einwand nicht durch,
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daß eine Umrechnung nach dem Verbraucherwert —anstatt

nach dem Devisenkufs — dann zu untragbaren Ergebnissen

führen würde, wenn der Verbrauchergeldwert einer aus—
ländischen Währung nicht zu ermitteln ist° Bei diesem

Einwand ist schon nicht ersichtlich‚ welche ausländischen

Währungen von Ländern gemeint sind9 in die Leistungen nach

dem BVG im Rahmen der Auslandsversergung gezahlt werden°

Im übrigen ist darauf hinzuweisenp das für die maßgebli—

chen ausländischen wahrungen in der Regel ausreichende

statistische Unterlagen bezüglich des Verbrauchergeldw

wertes jener Währungen vorhanden sind„ Ist dies aber für

bestimmte Währungen nicht der Fall, und ist die Versor—

gungsbehörde selbst auch nicht in der Lage, den Verbrau—

chergeldwert zu ermitteln‚ so kann w bei Anwendung der

hier entwickelten Grundsätze — folglich auch ein grobes

Mißverhältnis zwisehen Devisenkurs und Kaufkraftwert nicht

festgestellt werden, so daß es bei der Umrechnung dieser

ausländischen Einkünfte nach dem Devisenkurs sein Bewen—

den haben müßteo Ferner kann auf den Grundgedanken des

@ 35 Abs„ 3 BVG und vergleichbarer Regelungen in der DVO

zu 9 53 BVG (Vglo z„Bo @ 10 Abso 1} verwiesen werden()
diernach ist nämlich das_Einkommen unter Berücksichtigung

der Gesamtverhältnisse zu schätzen? sofern es zahlenmäßig

nicht zu ermitteln istg Einer abschließenden Entscheidung

dieser Frage bedar‘ es jedoch nicht, weil im vorliegenden

Fall nach den bindenden Feststellungen des LSG (9 163 5GG)

der kaufkraftwert des amerikanischen Dollars bekannt ist

und zwischen diesem und dem amtlichen Devisenkurs ein

grobes Mißverhaltnis besteht° Im übrigen wird auch aus

der Vorschrift des 9 64 b Abso 4 Satz ? BVG deutlich? daß

das Argument der verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten in be»

zug auf die für den Kaufkraftvergleich erforderlichen ken“

kretcn Feststellungen nicht durchgreifto Diese 5 stimmung

fordert nämlich für den Bereich der Ariegsopferfürsorge
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ebenfalls eine Beachtung der besonderen Verhältnisse des

Ücwciligen Aufenthaltsortes unter Berücksichtigung der

individuellen Bedürfnisse der Versorgungsberechtigten°

Es ist nicht erkennbar, dab die Feststellung der für einen

Kaufkraftvergleich zweier Währungen maßgeblichen Werte

größeren Schwierigkeiten bei der Umrechnung ausländischer

Einkünfte begegnet als bei der Ermittlung von Art, Form

und Maß der Leistungen der Kriegsopferfürsorge 1950 des

9 64 b Abso 4 Satz 1 BVG°

Schließlich folgt der Senat der Auffassung des 80 Senats

(aaO) auch darin9 daß die VerWaltung vom amtlichen Deviu
senkurs erst dann abzugeben und den Kaufkraftvergleich

bei der Umrechnung zugrunde zu legen hat, wenn zwischen

beiden Werten ein grobes Mißverhältnis besteht° Dies

kann — neben den Erwägungen des 89 Senats » auch aus den

Regelungen, wie Sie für die Anrechnung inländischer Ein»

künfte gelten, gefolgert werden° Nach der Anlage zu © 1

der Anrechnungs—Verordnung 7971 erfolgt die Anrechnung

— wie schon früher — in Stufen° Es werden also indivi—

duelle Einkommensgrößen zugunsten einer von Stufe zu
Stufe innerhalb bestimmter Grenzen festgelegten Werte—

skala vernachlässigt? so daß dem Beschädigten dann eine

höhere Stufenzahl zugeordnet und damit gegenüber seinem

individuellen Einkommen ein höheres Einkommen angerech—

net wird9 wenn sich das erstere innerhalb der festgesetz—

ten Grenzwerte bewegt° Dementsprechend erscheint es auch

zugunsten eines Berechtigten gerechtfertigtg wenn die

Verwaltung erst beim Überschreiten gewisser Grenzwerte

vom amtlichen Umrechnungskurs zum Keufkraftvergleich über—

gehto Vorliegend besteht jedoch kein Anlaß, den genauen

Grenzwert abschließend festzulegen° Denn das Mißverhält—

nis zwischen der valutariechen und der kaufkraftmäßigen

Umrechnung von Dollar in Deutsche Mark ist jedenfalls im
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streitigen Zeitraum so auffallend, daß es bei der

Umrechnung nicht unbeachtet bleiben kann°

Da somit das LSG im Ergebnis zutreffend entschieden hat,

waren die Revieionen der Beklagten und der Beigeladenen

als unbegründet zurückzuweisen (® 170 Abs° 1 Satz ? SGG)„

Die Koetenentscheidung beruht auf 99 193, 194 Satz 2 5GG°
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